
VEREINBARUNG

über die Rückerstattung von Fortbildungskosten

A C H T U N G !

ALLGEMEINER HINWEIS

für die

VERWENDUNG DER NACHFOLGENDEN MUSTER-VEREINBARUNG

Bei der nachfolgenden Vereinbarung handelt es sich um eine unverbindlichen MUSTER-Vereinbarung, die der Darstellung und Erläuterung vielfach anzutreffender Regelungen dient.

Die MUSTER-Vereinbarung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit, sondern gibt lediglich unverbindliche Anhaltspunkte für eine mögliche Gestaltung. Die MUSTER-Vereinbarung muss deshalb individuell überprüft und im Einzelfall angepasst werden. Sie ersetzt keinesfalls eine Beratung durch einen Rechtsanwalt oder Steuerberater. Für die Verwendung oder Nutzung der MUSTER-Vereinbarung haftet die jeweilige Anwenderin bzw. der jeweilige Anwender.

Das direkte Ausfüllen dieser MUSTER-Vereinbarung ist in diesem Dokument nicht möglich. Bitte kopieren Sie den Inhalt der gesamten MUSTER-Vereinbarung zum Bearbeiten in ein neues Dokument, das Sie dann nach Ihren Wünschen gestalten können. Sollten Sie die MUSTER-Vereinbarung direkt per Hand oder Schreibmaschine ausfüllen wollen, ist ein Ausdrucken dieses Dokumentes selbstverständlich auch möglich.
  Anschrift der Praxis:

       
       
       
       
Vereinbarung über die Rückerstattung von Fortbildungskosten

zwischen 

der Arbeitgeberin/dem Arbeitgeber

Zahnärztin/Zahnarzt    
in (Anschrift)  


und 

der Arbeitnehmerin/dem Arbeitnehmer
Frau/Herrn

in (Anschrift)
wird folgende Vereinbarung über eine Rückerstattung von Fortbildungskosten geschlossen:

§ 1

Teilnahme am Fortbildungslehrgang
(1) Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer ist seit dem ………………………… als ………………………………………… beschäftigt und wird in der Zeit vom ………….. bis ………… an dem Fortbildungslehrgang (genaue Bezeichnung der Fortbildung) …………..in …………. bei ……………. (Veranstalter) teilnehmen.

(2) Die Teilnahme an diesem Fortbildungslehrgang erfolgt nach übereinstimmender Auffassung der Vertragsparteien im Interesse der beruflichen Fortbildung der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers. Die Arbeitgeberin/der Arbeitgeber gewährt diese Fortbildung in dem Vertrauen, dass die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer diese mit dem Willen in Anspruch nimmt, ihre/seine dadurch erworbenen Kenntnisse und Fertigkeiten weiterhin in den Dienst der Arbeitgeberin/des Arbeitgebers zu stellen. Die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer verpflichtet sich deshalb, nach Beendigung des Fortbildungslehrganges weitere ……… Jahre für die Arbeitgeberin/den Arbeitgeber tätig zu sein. 
Anmerkung zu Abs. 2: Die Dauer der zulässigen Vertragsbindung hängt von der Dauer der Fortbildung ab. Folgende Richtlinien hat das Bundesarbeitsgericht aufgestellt:

	Fortbildungsdauer
	Zulässige Bindung

	Bis zu 1 Monat
	bis 6 Monate

	Bis zu 2 Monate
	bis 1 Jahr

	3-4 Monate
	bis 2 Jahre

	6-12 Monate
	bis 3 Jahre

	über 24 Monate 
	höchstens 5 Jahre


§ 2

Fortzahlung der Bezüge
Der Arbeitgeber/die Arbeitgeberin stellt den Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin voraussichtlich für insgesamt …………Tage unter Fortzahlung ihrer/seiner Bezüge, die sich nach dem durchschnittlichen Arbeitsverdienst der letzten drei Monate vor der Freistellung errechnen, von ihrer/ seiner Arbeit einverständlich frei. Die Summe der Entgeltfortzahlungen für die Fortbildung beträgt voraussichtlich ….………………… Euro/brutto (in Worten: ……………………………… Euro/brutto). Die Fortbildungszeit, die über die ausfallende Arbeitszeit hinausgeht, wird nicht vergütet. Unter die Freistellung werden auch die nach dem Bildungszeitgesetz geregelten Bildungstage angerechnet und werden daher nicht zusätzlich gewährt.
§ 3

Erstattung der Lehrgangskosten
Die Arbeitgeberin/der Arbeitgeber wird der Arbeitnehmerin/dem Arbeitnehmer die nachgewiesenen Lehrgangskosten, d. h. die Unterrichtsgebühr, die Übernachtungskosten, Prüfungsgebühren sowie die Reisekosten nach dem Landesreisekostengesetz Baden-Württemberg (Fahrtkosten mit dem Auto nach den steuerlichen Sätzen) für die in § 1 genannte Fortbildung gegen Vorlage der quittierten Rechnungen und Belege erstatten. Unterrichtsmaterial, welches in das Eigentum der Arbeitnehmerin/des Arbeitnehmers übergeht, werden nicht von der Arbeitgeberin/vom Arbeitgeber erstattet. 
§ 4

Ausschluss der Kostenerstattung
Ein Erstattungsanspruch nach §§ 2 und 3 besteht nicht, wenn und soweit der Arbeitsverdienst und/oder die Kosten von einem Leistungsträger übernommen werden oder eine Rückerstattung oder Gutschrift erfolgt.

§ 5

Erstattungspflicht
(1) Kündigt die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer vor Ablauf von ……… Jahren nach Beendigung des Fortbildungslehrgangs oder vor dessen Beendigung, ohne dass hierzu ein wichtiger Grund vorlag oder kündigt innerhalb dieses Zeitraumes die Arbeitgeberin/der Arbeitgeber aus einem von der Arbeitnehmerin/vom Arbeitnehmer zu vertretenden Grund, so ist die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer verpflichtet, die gem. §§ 2 und 3 genannten Bezüge und Kosten (anteilig) zurückzuzahlen.
(2) Bei Abbruch der Bildungsmaßnahme aus Gründen, die der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin zu vertreten hat, ist der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin zur Rückzahlung der bis zum Abbruch tatsächlich entstandenen Aufwendungen in voller Höhe verpflichtet.

(3) Die erstattungspflichtigen Gesamtkosten nach §§ 2 und 3 ergeben sich voraussichtlich wie folgt:

Fortbildungsgebühr:


___________________Euro
Bezüge nach § 2*:


___________________Euro

Fahrtkosten (0,30 Euro/km)

________km x 0,30 Euro = ____________Euro

Übernachtungskosten:


___________________Euro
Verpflegungsmehraufwand

___________________Euro

Sonstige Kosten:
(ggfls. Prüfungsgebühren, etc.)________________________________

____________________________________________________________________
Gesamtkosten: _____________

*Der Arbeitnehmer/die Arbeitnehmerin kann verpflichtet werden Netto/bzw. Bruttobezüge beim Ausscheiden nach § 5 Absatz 1 an den Arbeitgeber/die Arbeitgeberin zurückzuzahlen. Der Arbeitgeber muss angeben, ob der Arbeitnehmer verpflichtet wird, Brutto oder Nettobezüge zurückzuzahlen und wie hoch der konkrete Rückzahlungsbetrag wäre. Da aufgrund der bereits gezahlten Sozialbeiträge und Lohnsteuer es schwierig werden könnte, diese von den jeweiligen Trägern zurückzufordern, empfehlen wir hier den Nettobetrag anzugeben. Die Angabe von Bruttobezügen ist aber ebenfalls möglich.
(4) Der zurückzuzahlende Betrag vermindert sich innerhalb eines Zeitraumes von …….. Jahren für jeden vollen Monat, den die Arbeitnehmerin/der Arbeitnehmer nach dem Ende der Fortbildung verbracht hat, um 1/…... 
Anmerkung zu Abs. 4: Aufgrund der bestehenden Rechtsprechung empfiehlt sich sicherheitshalber eine monatliche Minderung des Rückzahlungsbetrags:

	Bindungsdauer
	Monatliche Minderung

	6 Monate
	1/6

	1 Jahr
	1/12

	2 Jahre
	1/24

	3 Jahre
	1/36


(5) Ruht das Arbeitsverhältnis (z. B. wegen Elternzeit oder Pflegezeit), so verlängert sich die Bindungsdauer um diesen Zeitraum. Der Ruhenszeitraum wird daher nicht berücksichtigt.
§ 6

Fälligkeit der Rückzahlung
Bei Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses unter den in § 5 genannten Umständen wird der gesamte Rückzahlungsbetrag sofort zur Zahlung fällig und von dem restlichen, der Arbeitnehmerin/dem Arbeitnehmer zustehenden Lohn – unter Berücksichtigung der Pfändungsfreigrenze - in Abzug gebracht. Ein nicht verrechneter Restbetrag ist ab dem Tag nach Beendigung des Anstellungsverhältnisses mit 5 % über dem Basiszinssatz zu verzinsen.

§ 7

Änderungen und Ergänzungen

Mündliche Nebenabreden sind nicht getroffen. Änderungen oder Ergänzungen sowie die ganze oder teilweise Aufhebung dieses Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform, auch die Abänderung dieses Schriftformerfordernisses.

§ 8
Salvatorische Klausel

Sollten einzelne Klauseln oder Bestimmungen dieses Vertrages ganz oder teilweise unwirksam sein oder infolge Änderung der Gesetzgebung oder durch höchstrichterliche Rechtsprechung unwirksam werden oder weist dieser Vertrag Lücken auf, gelten die übri​gen Bestimmungen des Vertrages weiter. Für diesen Fall verpflichten sich die Vertragsparteien, unter Berücksichtigung des Grundsatzes von Treu und Glauben an Stelle der unwirksamen Bestimmung eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, welche dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung möglichst nahekommt. Im Falle einer Lücke gilt diejenige Bestimmung als vereinbart, die dem entspricht, was nach Sinn und Zweck dieses Vertrages vereinbart worden wäre, wenn die Angelegenheit bedacht worden wäre.

………., den …………
Arbeitgeberin/Arbeitgeber:
Arbeitnehmerin/Arbeitnehmer:
.........................................................
..........................................................  (Unterschrift Zahnärztin/Zahnarzt)
(Unterschrift Mitarbeiter/in)
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